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Rat Wirtschaft und Finanzen (ECOFIN): EU-Finanzminister beraten zu 
wirtschaftlicher Lage, Ukraine-Krieg und Europäischem Semester 
 
Am 20. Januar 2026 werden die EU-Finanzminister ihre erste Sitzung im Jahr 2026 abhalten. 
Der Tagesordnung zufolge wird der Rat voraussichtlich eine Präsentation des 
Arbeitsprogramms der zyprischen Ratspräsidentschaft für das erste Halbjahr im Bereich 
Wirtschaft und Finanzen hören. Anschließend werden die Minister einen Meinungsaustausch 
über die wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen der russischen Aggression gegen die 
Ukraine führen. Der Rat wird sich voraussichtlich auch mit Fragen im Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Erholung in Europa befassen. Darüber hinaus sollen die Minister 
Durchführungsbeschlüsse des Rates im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität 
verabschieden, mit denen die von den Mitgliedstaaten vorgelegten geänderten Aufbau- und 
Resilienzpläne genehmigt werden. Im Rahmen des Europäischen Semesters 2026 wird der 
Rat voraussichtlich Beschlüsse und Empfehlungen im Rahmen des Verfahrens bei einem 
übermäßigen Defizit verabschieden und die Umsetzung des Rahmens für die 
wirtschaftspolitische Steuerung zur Kenntnis nehmen. Auf der Tagesordnung sind keine 
spezifischen Steuerfragen aufgeführt. Die nächste Sitzung des ECOFIN-Rates findet am 17. 
Februar 2026 statt. 

 

OECD erläutert nächste Schritte zur Umsetzung von Säule II nach Auslaufen der 
Übergangsregelungen 
  
Am 13. Januar 2026 veranstaltete das OECD-Zentrum für Steuerpolitik und -verwaltung ein 
Webinar zur Umsetzung des Side-by-Side-Systems (SbS) der zweiten Säule und des am 5. 
Januar 2026 vom Inklusiven Rahmenwerk der OECD/G20 vereinbarten 
Vereinfachungspakets, wobei der Schwerpunkt auf den Compliance-Herausforderungen lag, 
die sich aus dem Auslaufen der Übergangs-Safe-Harbours und dem Inkrafttreten der 
Undertaxed Profits Rule (UTPR) ab 2026 ergeben. Die OECD lieferte weitere Einzelheiten 
zum vereinfachten Safe Harbour für den effektiven Steuersatz (ETR) der Gerichtsbarkeit, zur 
einjährigen Verlängerung des Safe Harbour für die vorübergehende länderbezogene 
Berichterstattung (CbCR) und zum Safe Harbour für substanzbasierte Steueranreize, der ab 
dem 1. Januar 2026 gilt. Vertreter der OECD bestätigten die laufenden Arbeiten zur Straffung 
der Berichtspflichten im Rahmen der zweiten Säule, wobei Aktualisierungen und 
Klarstellungen zur GloBE-Informationserklärung bis Mitte 2026 erwartet werden, und betonten 
gleichzeitig, dass die Einreichungs- und Meldefristen für die Geschäftsjahre 2024 und 2025 
unverändert bleiben und bis Mitte 2026 gelten. Weitere Leitlinien sind zu Integritätsregeln zur 
Verhinderung von Arbitrage sowie zu Investmentgesellschaften, Minderheitsbeteiligungen, 
Joint Ventures, mobilen Vermögenswerten und hyperinflationären Volkswirtschaften geplant. 
Die Aufzeichnung des Webinars und die endgültigen Präsentationsunterlagen sind verfügbar. 
 



EU-Steuersymposium 2026 in Brüssel: Anmeldung gestartet und Schwerpunkte 
des Programms vorgestellt 
 
Die Anmeldung für das EU-Steuersymposium 2026 ist jetzt möglich. Das Europäische 
Parlament und die Europäische Kommission haben das zweitägige Programm der 
Veranstaltung veröffentlicht, die vom 16. bis 17. März 2026 in Brüssel stattfindet. Der erste 
Tag in der Autoworld beginnt mit einer Begrüßung im Plenum und geht dann in parallele 
Sitzungen zur Vereinfachung der Besteuerung zur Förderung von Innovation, Wachstum und 
Compliance über, einschließlich Diskussionen darüber, wie die Besteuerung Wachstum und 
Innovation unterstützen kann, und über die Vereinfachung der EU-Steuersysteme zur 
Verringerung des Compliance-Aufwands bei gleichzeitiger Sicherung der Einnahmen, gefolgt 
von Sitzungen zum Management von Steuerausgaben und zur Schließung von Steuerlücken. 
Der zweite Tag im Plenarsaal des Europäischen Parlaments beginnt mit Grundsatzreden der 
Europäischen Kommission, der zyprischen Ratspräsidentschaft der Europäischen Union und 
der OECD, gefolgt von Podiumsdiskussionen über die EU am Scheideweg zwischen 
internationaler Zusammenarbeit im Steuerbereich und strategischer Autonomie bei der 
Besteuerung digitaler Aktivitäten, die Zukunft nach dem G7/G20-Abkommen, steuerliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Wohnungskrise und die Frage, wie die Besteuerung die 
Spar- und Investitionsunion fördern kann. Außerdem findet ein Nobelpreis-Gespräch über 
globale Fairness und Wachstum mit Joseph Stiglitz und Philippe Aghion statt. 
 
 

Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des EU-Parlaments befasst sich mit 
steuerlichen Hindernissen im EU-Binnenmarkt 
 
Am 27. Januar 2026 wird der Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des Europäischen 
Parlaments eine Sitzung abhalten. Laut dem am 15. Januar 2026 veröffentlichten Entwurf der 
Tagesordnung wird die Sitzung eine öffentliche Anhörung zum Thema „Beseitigung von 
Steuerhindernissen im Binnenmarkt“ umfassen. Bei der Anhörung werden Experten ihre 
Standpunkte darlegen und sich mit den FISC-Abgeordneten über die verbleibenden 
steuerlichen Hindernisse und Verzerrungen im Binnenmarkt austauschen. Im Mittelpunkt der 
Diskussion stehen die Herausforderungen, die sich aus dem Nebeneinander nationaler 
Steuersysteme innerhalb der EU ergeben, sowie mögliche Wege zu ihrer Bewältigung im 
Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften. Die Anhörung folgt auf die Veröffentlichung der 
Binnenmarktstrategie der Europäischen Kommission im Mai 2025, die auf die Stärkung des 
Binnenmarkts abzielt. Darüber hinaus wird den FISC-Abgeordneten im Rahmen derselben 
Sitzung eine Studie über die Zukunft der Harmonisierung der EU-Steuerpolitik vorgelegt – ein 
Bericht über die Kosten der Nicht-Europa-Politik, der von der Abteilung „Europäischer 
Mehrwert“ des Wissenschaftlichen Dienstes des Europäischen Parlaments (EPRS) erstellt 
wurde. Die Studie konzentriert sich auf die Vermögensbesteuerung, die Besteuerung von 
Krypto-Vermögenswerten, die Digitalisierung der Steuerverwaltung und die Belastungen 
durch die Einhaltung der Steuervorschriften. 
 

CO₂-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) in Kraft – Rat berät nächste 

Schritte zur weiteren Ausgestaltung 

Der CO2-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) der EU ist am 1. Januar 2026 in Kraft 
getreten. Nach Angaben der Europäischen Kommission ist der Mechanismus nun in allen 
Mitgliedstaaten voll funktionsfähig, nachdem die technischen Vorbereitungen, einschließlich 
der Anbindung des CBAM-Registers an die nationalen Zollsysteme, abgeschlossen sind. In 
der endgültigen Phase des CBAM dürfen nur zugelassene CBAM-Anmelder Waren, die unter 
den Mechanismus fallen, in die EU einführen. Die Zollbehörden sind verpflichtet, die CBAM-
Zulassung vor der Überführung der Waren in den zollrechtlich freien Verkehr zu überprüfen. 
Importeure müssen die CBAM-Verpflichtungen einhalten, darunter die Meldung der 



eingebetteten Emissionen sowie den Kauf und die Abgabe von CBAM-Zertifikaten. Der CBAM 
gilt für die Einfuhr bestimmter kohlenstoffintensiver Waren, darunter Zement, Eisen und Stahl, 
Aluminium, Düngemittel, Strom und Wasserstoff. Die Kommission hat bestätigt, dass keine 
Änderungen am Zeitplan für die Umsetzung vorgenommen wurden. Die Arbeitsgruppe des 
Rates zum CBAM wird am 20. Januar 2026 zusammentreten. Laut Tagesordnung wird die 
Europäische Kommission voraussichtlich einen Vorschlag für eine Verordnung zur Einrichtung 
eines befristeten Dekarbonisierungsfonds vorlegen, woraufhin ein erster Meinungsaustausch 
zwischen den Mitgliedstaaten stattfinden wird. 
 

EU-Steuerbeobachtungsstelle wird neu aufgestellt und fokussiert sich auf 
Wettbewerbsfähigkeit und Steuerlücken 
 
Die EU-Steuerbeobachtungsstelle soll nach einem Beitrag von Benjamin Angel, Direktor für 
direkte Steuern bei der Europäischen Kommission, auf LinkedIn vom 15. Januar 2026 unter 
einer neu gestalteten Struktur arbeiten, die auf zwei sich ergänzenden Forschungspfeilern 
basiert. Eine Säule wird sich auf die steuerliche Wettbewerbsfähigkeit konzentrieren, wobei 
ein von Pascal Saint-Amans geleitetes Konsortium unter der Führung von Bruegel einen 
wichtigen Beitrag leisten wird, während sich die zweite Säule unter der Leitung von Gabriel 
Zucman und der Paris School of Economics auf die Ermittlung und Beseitigung von 
Steuerlücken konzentrieren wird, wie in seinem LinkedIn-Beitrag vom 14. Januar 2026 
erläutert. Die beiden Säulen werden eng mit einem breiten Netzwerk europäischer 
Forschungseinrichtungen in ganz Europa zusammenarbeiten. Die überarbeitete Struktur zielt 
darauf ab, die analytische Arbeit zu den wichtigsten steuerlichen Herausforderungen der EU 
zu verstärken und evidenzbasierte politische Diskussionen über Wettbewerbsfähigkeit, 
Sozialmodelle und den ökologischen Wandel zu unterstützen. 
 

Globale Mobilität im Fokus: OECD diskutiert steuerliche Herausforderungen mit 
Stakeholdern 
 
Nach dem Start ihrer öffentlichen Konsultation zum Thema globale Mobilität im Dezember 
2025 wird die OECD am 20. Januar 2026 (09:00–16:15 Uhr MEZ) eine öffentliche 
Konsultationssitzung zum Thema globale Mobilität abhalten. Die Konsultation folgt auf die 
Veröffentlichung eines öffentlichen Konsultationsdokuments durch die OECD im November 
2025, in dem die steuerlichen Herausforderungen im Zusammenhang mit der zunehmenden 
grenzüberschreitenden Mobilität von Personen untersucht werden. Dazu gehören Fragen im 
Zusammenhang mit dem steuerlichen Wohnsitz, der Besteuerung von Arbeitseinkommen, 
den Compliance-Verpflichtungen für mobile Arbeitnehmer und Arbeitgeber sowie der 
Verwaltungszusammenarbeit zwischen Steuerbehörden. Die Sitzung soll den 
Interessengruppen die Möglichkeit geben, die im Konsultationspapier aufgeworfenen 
Steuerfragen zu erörtern und sich mit dem OECD-Sekretariat auszutauschen. Die OECD hat 
auch die vor der Sitzung eingegangenen Kommentare veröffentlicht. Die Teilnahme an der 
Sitzung erfordert eine vorherige Anmeldung, entweder für die virtuelle Teilnahme bis zum 19. 
Januar oder für die persönliche Teilnahme bis zum 16. Januar. 
 

Neue OECD-Leitlinien sollen nationale Systeme zur digitalen Mehrwertsteuer-
Meldung besser koordinieren 
 
Am 10. Januar 2026 veröffentlichte die OECD neue Leitlinien zur digitalen kontinuierlichen 
Transaktionsmeldung (DCTR) für die Mehrwertsteuer, in denen politische und gestalterische 
Überlegungen für Länder dargelegt werden, die Systeme einführen oder betreiben, die eine 
Echtzeit- oder nahezu Echtzeit-Übermittlung von Rechnungs- oder Transaktionsdaten an die 
Steuerbehörden erfordern. Der Bericht ist eine Reaktion auf die rasche und weitgehend 
unkoordinierte Verbreitung von DCTR-Systemen weltweit, die zu heterogenen nationalen 
Ansätzen und zunehmenden Compliance-Herausforderungen geführt hat, insbesondere für 



grenzüberschreitend tätige Unternehmen. Die Leitlinien gliedern sich in sechs 
Schlüsselbereiche: Schaffung einer strategischen Grundlage für DCTR; die Rolle der digitalen 
Rechnungsstellung als Grundlage für die Berichterstattung; Maßnahmen zur Erleichterung der 
Einhaltung von Vorschriften durch Unternehmen; Informationssicherheit; Interoperabilität von 
Datenaustauschsystemen; und die langfristige Nachhaltigkeit von DCTR-Systemen. Der 
Bericht betont, wie wichtig es ist, die Datenanforderungen auf das unbedingt Notwendige zu 
beschränken, eine angemessene Vorlaufzeit für die Umsetzung vorzusehen und 
Gestaltungsentscheidungen zu vermeiden, die den normalen Geschäftsbetrieb stören 
könnten. Er enthält auch einen illustrativen, unverbindlichen Umsetzungsfahrplan, der 
typische Phasen von der Vorbereitung und Einführung bis zur Umsetzung und Bewertung 
nach der Umsetzung umreißt, wobei darauf hingewiesen wird, dass die Zeitpläne von den 
nationalen Gegebenheiten abhängen. Die OECD betont, dass die Leitlinien keine Empfehlung 
zur Einführung von DCTR darstellen und dass jede Entscheidung darüber eine souveräne 
Entscheidung der einzelnen Länder bleibt. 
 

OECD/G20-Inklusivrahmen wächst weiter: Guatemala wird 148. Mitglied 
 
Am 12. Januar 2026 ist Guatemala als 148.Mitglied dem Inklusiven Rahmenwerk der 
OECD/G20 zur Bekämpfung von Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (BEPS) 
beigetreten, wie die OECD bekannt gegeben hat. Als Mitglied wird Guatemala gleichberechtigt 
mit anderen Ländern an der Umsetzung und Überwachung der BEPS-Maßnahmen, 
einschließlich der vereinbarten Mindeststandards, mitwirken. Der Beitritt erweitert die 
Reichweite des Inclusive Framework weiter und spiegelt die laufenden Bemühungen zur 
Stärkung der internationalen Zusammenarbeit im Steuerbereich wider. 
 

Fidschi tritt dem multilateralen Übereinkommen über die gegenseitige Amtshilfe 
in Steuersachen bei 
 
Am 15. Januar 2026 berichtete die OECD, dass Fidschi als 152. Jurisdiktion das multilaterale 
Übereinkommen über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen unterzeichnet hat und damit 
sein Engagement in der internationalen Zusammenarbeit im Steuerbereich ausweitet. Das 
von der OECD und dem Europarat entwickelte Übereinkommen erleichtert eine umfassende 
Amtshilfe in Steuersachen, einschließlich des Informationsaustauschs auf Ersuchen, des 
spontanen und automatischen Austauschs sowie der Unterstützung bei der Steuererhebung. 
Die Unterzeichnung durch Fidschi stärkt das globale Netzwerk für Transparenz und 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Steuerumgehung weiter. 
 
 

 

Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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